
Landesrecht Nordrhein-Westfalen

Öffentliches Recht in Nordrhein-Westfalen

Eine prüfungsorientierte Darstellung

Bearbeitet von
Von Prof. Dr. Johannes Dietlein, und Prof. Dr. Johannes Hellermann

7. Auflage 2019. Buch. XXXVI, 586 S. Softcover
ISBN 978 3 406 73172 3

Format (B x L): 16,0 x 24,0 cm

Recht > Öffentliches Recht > Landesrecht, insbes. Rechtssammlungen > Landesrecht
Nordrhein-Westfalen

Zu Leseprobe und Sachverzeichnis

schnell und portofrei erhältlich bei

Die Online-Fachbuchhandlung beck-shop.de ist spezialisiert auf Fachbücher, insbesondere Recht, Steuern und Wirtschaft.
Im Sortiment finden Sie alle Medien (Bücher, Zeitschriften, CDs, eBooks, etc.) aller Verlage. Ergänzt wird das Programm
durch Services wie Neuerscheinungsdienst oder Zusammenstellungen von Büchern zu Sonderpreisen. Der Shop führt mehr

als 8 Millionen Produkte.

http://www.beck-shop.de/dietlein-hellermann-oeffentliches-recht-nordrhein-westfalen/productview.aspx?product=26790603&utm_source=pdf&utm_medium=clickthru_ihv&utm_campaign=pdf_26790603&campaign=pdf/26790603
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=27967
http://www.beck-shop.de/trefferliste.aspx?toc=27967
http://www.beck-shop.de/fachbuch/leseprobe/Dietlein-Oeffentliches-Recht-Nordrhein-Westfalen-9783406731723_2105201906151100_lp.pdf
http://www.beck-shop.de/fachbuch/sachverzeichnis/Dietlein-Oeffentliches-Recht-Nordrhein-Westfalen-9783406731723_2105201906151111_rg.pdf


 I 

  

Landesrecht 
Nordrhein-Westfalen 

    
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



II  

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 III 

  

Öffentliches Recht 
in Nordrhein-Westfalen 

 
 

Verfassungsrecht 
Kommunalrecht 

Polizei- und Ordnungsrecht 
Öffentliches Baurecht 

Verwaltungsprozessuale Grundlagen 
 
 
 

Eine prüfungsorientierte Darstellung 
 

von 
 

Univ.-Prof. Dr. iur. Johannes Dietlein 
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf 

 
 

Univ.-Prof. Dr. iur. Johannes Hellermann 
Universität Bielefeld 

 
 

7. Auflage 2019 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 



IV  

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Verlag C. H. Beck im Internet: 
 

www.beck.de 
 
 

ISBN 978 3 406 73172 3 
 

© 2019 Verlag C. H. Beck oHG 
Wilhelmstraße 9, 80801 München 

Druck: Druckhaus Nomos 
In den Lissen 12, 76547 Sinzheim 

 
Satz: jürgen ullrich typosatz, 86720 Nördlingen 

Umschlaggestaltung: Druckerei C. H. Beck Nördlingen 
 

Gedruckt auf säurefreiem, alterungsbeständigem Papier 
(hergestellt aus chlorfrei gebleichtem Zellstoff) 



Vorwort V 

  

 
 

Vorwort zur siebten Auflage 
Vorwort Vorwort 
 

Erneut haben die Verfasser für die freundliche Aufnahme der Vorauflage dieses Wer-
kes zu danken, das seit 2006 einen festen Platz in der Ausbildungsliteratur für Studie-
rende sowie für Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferendare in Nordrhein-Westfalen 
einnimmt. 

Mit der nunmehr fertig gestellten siebten Auflage wird das Werk grundlegend über-
arbeitet auf den neuesten Stand gebracht. Hierbei sind bedeutsame Neuerungen zu 
verzeichnen: Ein massiver Bedeutungszuwachs des Landesverfassungsrechts dürfte sich 
als Folge der zum 1. Januar 2019 eröffneten Individualverfassungsbeschwerde zum 
Landesverfassungsgericht ergeben. Die neue Rechtsschutzform bringt zahlreiche 
neuartige Fragestellungen mit sich, die ohne Zweifel alsbald auch in Ausbildung und 
Prüfung Relevanz gewinnen werden. In der Öffentlichkeit intensiv diskutiert wurde 
auch die zum Ende 2018 abgeschlossene Reform des Polizeigesetzes NRW, die 
zahlreiche neue Eingriffsermächtigungen wie etwa die „strategische Fahndung“, die 
„Aufenthaltsvorgabe“ oder die „elektronische Aufenthaltsüberwachung“ mit sich ge-
bracht hat. Eine grundlegende, in der Neuauflage vollumfänglich berücksichtigte 
Überarbeitung hat auch die Bauordnung NRW erfahren. Zum 1.1.2019 in Kraft  
getreten ist schließlich die Erweiterung der untergesetzlichen Normenkontrolle nach 
§ 47 der Verwaltungsgerichtsordnung durch das Justizgesetz NRW. 

Erneut sei an dieser Stelle auf das als Ergänzung zu diesem Werk konzipierte „Klau-
surenbuch Öffentliches Recht in Nordrhein-Westfalen“ verwiesen, das die zentralen 
Themen dieses Lehrbuchs klausurenmäßig aufbereitet und damit einen weiteren wich-
tigen Baustein für eine erfolgreiche Examensvorbereitung liefert. 

Der Dank der Verfasser für tatkräftige Unterstützung bei der Erstellung der Neuauf-
lage gilt namentlich Frau Anja Knierim, Herrn Johannes Fabi und Herrn Lucas Walge 
(Universität Düsseldorf) sowie Herrn Julius Bockermann, Frau Antonia Daszenies, Herrn 
Matthäus Fons, Herrn Robert Gmeiner, Frau Franziska Peitzmeier, Herrn Leon Scherff und 
Frau Michaela Wördehoff (Universität Bielefeld). 

Sollte die Freude am Öffentlichen Recht, die alle an der Entstehung und Aktualisie-
rung des Buches Beteiligten motiviert und mitgetragen hat, auf unsere Leser übersprin-
gen, wäre das der schönste Lohn unserer Arbeit. 
 
Düsseldorf/Bielefeld, im Februar 2019 Prof. Dr. J. Dietlein 
 Prof. Dr. J. Hellermann 
 
 

Aus dem Vorwort zur ersten Auflage 
Aus dem Vorwort zur ersten Auflage Aus dem Vorwort zur ersten Auflage 
 

Anders als das Strafrecht und das Zivilrecht ist das Öffentliche Recht in weitem 
Umfange landesrechtlich geprägt. Dies gilt namentlich für die verwaltungsrechtlichen 
Pflichtfächer Kommunalrecht, Polizei- und Ordnungsrecht sowie öffentliches Bau- 
recht. Länderübergreifende Darstellungen können den landesstaatlichen Eigenheiten 
naturgemäß nur bedingt Rechnung tragen. Für die Studierenden ergeben sich hieraus 
zusätzliche Schwierigkeiten bei der Erschließung der einschlägigen Rechtsgebiete. Mit 
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dem vorliegenden Lehrbuch soll die skizzierte Problematik in der Lehrbuchliteratur 
überwunden und den Studierenden an den nordrhein-westfälischen Hochschulen eine 
auf ihre spezifischen Lernbedürfnisse zugeschnittene Darstellung der zentralen Fach- 
und Prüfungsgebiete des öffentlichen Rechts an die Hand gegeben werden. 

Besonderer Wert wurde dabei auf eine verständliche und übersichtliche Aufberei-
tung des Stoffes sowie auf eine reiche Fallanschauung gelegt. Weiterführende Hinweise 
am Ende eines jeden Abschnitts ermöglichen eine rasche Erschließung spezieller Prob-
lembereiche. Zahlreiche Kontrollfragen mit beigefügten Antworten geben Aufschluss 
über den konkreten Lernstand und verhelfen so zu einer gezielten Behebung noch 
vorhandener Wissenslücken. 

Konzipiert wurde das Buch zur vorlesungsbegleitenden Mitarbeit sowie zur systemati-
schen Vorbereitung auf die erste juristische Staatsprüfung im Lande Nordrhein-Westfalen.  
Zugleich ermöglicht es aber auch den Rechtsreferendarinnen und Rechtsreferenda- 
ren in Nordrhein-Westfalen eine schnelle Wiederholung der zentralen Lerngebiete des  
Öffentlichen Rechts. 
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